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Oederquart, 11. Juni 2026 
Betreff Mitteilung der Abwägungsergebnisse 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 7 "Solarpark Bälau" und Teilaufhebung des B-Plans Nr. 2 
"Windpark Bälau" der Gemeinde Bälau, 9 . Änderung des Flächennutzungsplans "Sondergebiet Pho-
tovoltaik" 
 
Sehr geehrte Frau von Bassi, 
 
anbei erhalten Sie das Abwägungsergebnis zu Ihrer Stellungnahmen vom 09.03.2026 zu den oben ge-
nannten Planungen. Der Abwägungsbeschluss, der Satzungsbeschluss zum B-Plan und der Feststel-
lungsbeschluss zur Flächennutzungsplanänderung erfolgten am 03.06.2026. 
 
  

Stellungnahme Entwurf Abwägung 

09.03.2026 
Der BUND bedankt sich für die Möglichkeit der 
Beteiligung und nimmt wie folgt Stellung: 
 
Zum beantragten Solarpark: 
 
Der BUND wendet sich gegen den Wildwuchs 
der Solaranlagen in der Landschaft und bevor-
zugt grundsätzlich die Belegung mit PV-
Modulen auf bereits versiegelten Flächen. Es 
geht dem BUND gerade auch darum, den Flä-
chenverbrauch der Landschaft zu minimieren, 
landwirtschaftliche Flächen zu erhalten und das 
dörfliche Landschaftsbild nicht weiter zu beein-
trächtigen. 
 
Der Antragsteller Sonnenkraftwerke Bälau 
GmbH & Co. KG bittet die Gemeinde Bälau um 
die Änderung des F-Plans, nämlich darum, eine 
bisher intensiv land-wirtschaftlich genutzte Flä-
che (ca. 12 ha) in ein Sondergebiet PV-
Freiflächenanlage umzuwidmen. Die Begrün-
dung besteht darin, dass die Landschaft an der 

 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellung-
nahme zur Kenntnis" 
 
 
 
Um eine naturverträgliche Standortplanung für 
PV-Freiflächenanlagen zu gewährleisten, müs-
sen Kriterien für die Standortauswahl entwickelt 
und angewendet werden. Die Auswahl des Stan-
dortes erfolgt entsprechend den Vorgaben im 
Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein 
(LEP 2021) sowie den Empfehlungen des BUND 
(siehe unten). 
 
 
Laut LEP (2021) soll die Entwicklung von raumbe-
deutsamen PV-Frei-flächenanlagen (Photovol-
taik- und Solarthermie) möglichst freiraum-scho-
nend sowie raum- und landschaftsverträglich er-
folgen. Die Inanspruchnahme von bisher unbe-
lasteten Landschaftsteilen soll vermieden wer-
den. Um eine Zersiedelung der Landschaft zu 
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geplanten Stelle sowieso schon durch Biogasan-
lage, Maststallanlagen und WEA entwertet sei, 
es quasi auf weitere Entwertung des Land-
schaftsbildes nicht mehr ankomme. Da kann 
man genauso gut anders herum argumentieren: 
Eben weil der dörfliche Nordteil von Bälau be-
reits jetzt einen extrem industriell geprägten 
landwirtschaftlichen Charakter aufweist (inklu-
sive aller unangenehmen Erscheinungen wie 
Güllegeruch, der auch im ganzen Dorf zu rie-
chen ist, wenn die Gülle ausgebracht wird,) 
sollte man gegensteuern und nicht weitere in-
dustrielle Nutzungen erlauben. In der Begrün-
dung heißt es: „ …westlich der am Standort vor-
handenen Biogasanlage sind geeignete Stand-
orte für die Errichtung von Freiflächen-Photo-
voltaikanlagen vorhanden. Die Windenergienut-
zung und die technischen Anlagen der Biogasan-
lage sind als Vorbelastungen zu betrachten. Der 
Geltungsbereich und die Umgebungsflächen 
werden mit Ausnahme der Baubereiche der Bio-
gasanlage ackerbaulich genutzt. 
 
Am vorgesehenen Standort zählen PV-
Freiflächenanlagen nicht zu den privilegierten 
Vorhaben. Aus diesem Grund ist für die bau-
rechtliche Zulässigkeit die Aufstellung eines Be-
bauungsplans erforderlich.“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bälau plant auf der Grundlage 
eines Antrags des Vorhabenträgers, der Son-
nenkraftwerke Bälau GmbH & Co. KG, die Auf-
stellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans (VB-Plan) Nr. 7 „Solarpark-Bälau“.“ 
 
Der Gemeinde sollten gute Gründe genannt 
werden, um diesem Antrag zu folgen, was u.E. 
nur dadurch gerechtfertigt wäre, wenn die Ge-
meinde von einer Wertschöpfung durch die 
Freiflächen-PV-Anlage profitieren könnte. Kei-
nesfalls ist zu akzeptieren, wenn der dörfliche 

vermeiden, sollen derartige raumbedeutsame 
Anlagen u.a. vorrangig auf vorbelasteten Flä-
chen, die aufgrund vorhandener Infrastrukturen 
ein eingeschränktes Freiraumpotential aufwei-
sen, ausgerichtet werden. In gleicher Weise 
empfiehlt der BUND in seinen „Anforderungen 
an Planung und Bau von naturverträglichen So-
lar-Freiflächenanlagen“ (Stand: Juni 2021) insbe-
sondere vorbelastete und technisch überprägte 
Teilräume im Umfeld von Infrastrukturanlagen 
(z.B. Windparks) für die Errichtung von Freiflä-
chensolaranlagen vorzusehen. Das vorgesehene 
Plangebiet entspricht genau den Vorgaben für 
Gunstflächen gemäß den Kriterien der Landes-
entwicklung und Anforderungen des BUND. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Gemeinde Bälau beabsichtigt die Förderung 
der erneuerbaren Energien in ihrem Gemeinde-
gebiet. Im Gebiet der Gemeinde werden erneu-
erbare Energien auf der Grundlage von Biogas 
und durch Windenergie gewonnen. Zum weite-
ren Ausbau erneuerbarer Energien soll nun mit 
einer PV-Freiflächenanlage (PV-Anlage) Strom 
erzeugt werden. Im Gemeindegebiet befinden 
sich allerdings keine Bundesstraßen, Autobah-
nen oder Schienenwege, so dass eine privile-
gierte Errichtung von Freiflächenanlagen (gem. 
§35 Abs. 1 Punkt 8) nicht möglich ist. Um den-
noch den Ausbau der erneuerbaren Energien vo-
ranzutreiben, ist die Aufstellung eines Bebau-
ungsplans erforderlich. 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellung-
nahme zur Kenntnis" 
 
 
 
 
Mit einer Erhöhung der regenerativen Stromer-
zeugung plant die Gemeinde Bälau die Energie-
wende zu gestalten. Die Gemeinde Bälau folgt 
dabei den Zielen der Bundes- und Landepolitik, 
um den negativen Auswirkungen des Klimawan-
dels zu begegnen. Zudem soll zukünftig die Ener-
gieversorgung in der Gemeinde gesichert, den 
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Charakter zulasten aller Dorfbewohner weiter-
hin geschädigt wird, wenn nur Investoren davon 
profitieren und die Dorfbevölkerung nur die 
Nachteile zu tragen hat, die in einer Entwertung 
ihres Lebensumfeldes besteht. Der BUND hat 
eine Handreichung erarbeitet, die die 
Bedingungen gelungener PV-Anlagen in der Flä-
che formuliert. Nur wenn diese Bedingungen er-
füllt werden, ist von einer gelungenen Planung 
zu sprechen. Die wichtigsten Punkte sind: 
 
 
 
 
 
 
III. Empfehlungen zur Ausgestaltung der An-
lage Einbindung vorhandener Biotopstrukturen 
Bestehende Biotopstrukturen sind zu erhalten 
und nach Möglichkeit zur Einbindung der An-
lage in die Landschaft zu nutzen. Ergänzende Bi-
otopelemente wie Kleingewässer, Sandtrocken-
rasen oder Blühstreifen mit Regiosaat können 
die Anlagen ökologisch stark Aufwerten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Umzäunung mindestens 20 cm Abstand zum 
Boden 
Aus Sicherheitsgründen werden Solar-Freiflä-
chenanlagen umzäunt. Damit der Zaun zu kei-
ner Barriere für Kleintiere wird, ist ein Abstand 
zum Boden von mindestens 20 Zentimetern ein-
zuhalten. In Gebieten mit einem geringen 
Grundwasserflurabstand, z.B. in der Marsch, ist 
alternativ eine Sicherung der Betriebsfläche 
durch einen ein bis zwei Meter breiten Wasser-
graben zu prüfen, der den Diebstahl demontier-
ter Module ebenfalls erheblich erschwert, 
gleichzeitig jedoch für viele Großtierarten über-
windbar ist und auch neue aquatische Lebens-
räume schafft. 
 
 
 
 

Flächenbesitzern eine alternative Einkommens-
quelle ermöglicht und der Finanzhaushalt der 
Gemeinde Bälau über Steuereinnahmen gestärkt 
werden. Der Rat der Gemeinde Bälau hat dem-
entsprechend am 23.06.2022 einen Aufstel-
lungsbeschluss zur Errichtung von PV-
Freiflächenanlagen im Bereich des betreffenden 
Flurstücks gefasst. 
Die Handreichung des BUND „Anforderungen an 
Planung und Bau von naturverträglichen Solar-
Freiflächenanlagen“ (Stand: Juni 2021) wurden 
im Rahmen der Bauleitplanung und insbeson-
dere in der Eingriffsregelung (LBP 25.212) wei-
testgehend berücksichtigt. Siehe dazu die fol-
genden Ausführungen. 
 
 
 
Die bestehenden Biotopstrukturen (hier: Knicks) 
werden erhalten. Eine Maßnahmenbeschrei-
bung liegt den Unterlagen zur Bauleitplanung bei 
(vgl. Maßnahme A im LBP 25.212 sowie die Maß-
nahmenblätter zum Durchführungsvertrag). Des 
Weiteren werden weitere Knicks sowie Saum-
strukturen (Maßnahme C) neu angelegt, um 
diese Bereiche naturschutzfachlich aufzuwerten 
und um das Vorhaben in die Landschaft einzu-
binden. Im Sondergebiet bzw. in der zukünftigen 
PV-Freiflächenanlage erfolgt die Einsaat mit ei-
ner gebietstypischen artenreichen Saatgutmi-
schung aus dem Vorkommensgebiet 3 „Nord-
deutsches Tiefland“. 
 
 
 
Für die Umzäunung wird ein Bodenabstand der 
Einzäunung von 0,20 m eingehalten (LBP 
25.212). Dadurch können Klein- und Mittelsäu-
gern (z.B. Feldhasen) sowie Vogelarten der Feld-
flur (z.B. Fasan, Wachtel) das Sondergebiet 
durchqueren. 
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Wildkorridore vorsehen 
Um eine Zerschneidung von Lebensräumen 
durch die Umzäunung zu vermeiden, sind für 
größere Säugetiere in ausreichenden Abständen 
Wildkorridore vorzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Versiegelung minimieren 
Beim Bau einer Solar-Freiflächenanlage wird 
durch Teil- und Vollversiegelung in den Natur-
haushalt eingegriffen. Durch die Module wird 
der Boden darunter beschattet und trockener. 
Dadurch verändert sich der Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere. Die Versiegelung ist durch 
eine fundamentfreie Verankerung im Boden 
mittels Erdschrauben oder gerammten Erdstän-
dern möglichst gering zu halten. Inklusive aller 
Gebäude und Infrastruktur ist die Versiegelung 
auf maximal zwei Prozent der Fläche zu begren-
zen. Der Anteil der horizontal überdeckten Mo-
dulfläche sollte 50 Prozent der Gesamtfläche 
nicht übersteigen. 
 
 
 
Mindestens vier Meter Abstand der Modulrei-
hen 
Um eine übermäßige Beschattung des Bewuch-
ses zu vermeiden und Niederschlagseinfall un-
ter die Module zu ermöglichen, sind Reihenab-
stände von mindestens vier Metern vorzusehen. 
Dadurch wird auch verhindert, dass die Modul-
reihen optisch wie eine Wasserfläche wirken. 
Eine Modulfläche, die wie eine Wasserfläche 

 
Es ist beabsichtigt, die umgebenden Pflanzungen 
und Saumstrukturen von der Einzäunung auszu-
nehmen. Die Einzäunungen umfassen demnach 
ausschließlich die Modulflächen und die inter-
nen Erschließungsflächen. Durch diese Vorge-
hensweise bleiben Korridore für Wildtiere erhal-
ten. 
Gemäß den Planungsempfehlungen des aktuel-
len gemeinsamen Beratungserlasses des 
MIKWS/MEKUN SH (2024) sind „Bei großflächi-
gen Anlagen […] Querungskorridore (nutzbare 
Mindestbreite 50 m, […]) für Großsäuger zwi-
schen den Anlagenteilen zu berücksichtigen. 
Etwa alle 1.000 Meter oder bei bekannten über-
regionalen Wildquerungskorridoren und Verbun-
dachsen sind entsprechende Bereiche von Solar-
Modulen und sonstigen Anlagenteilen freizuhal-
ten“. 
Da die längste Ausdehnung der PV-
Freiflächenanlage (Nord-Südausrichtung) ca. 
520 m beträgt und Pflanzungen und Saumstruk-
turen ausgezäunt bleiben, wird kein zusätzlicher 
Wildkorridor für notwendig erachtet. 
 
 
Die Flächenversiegelung durch Trafos und Er-
schließungswege sowie optionale Speicher be-
schränkt sich auf max. 350 m² und erfolgt damit 
insgesamt sehr kleinflächig im Vergleich zum 
10,87 ha großen Sondergebiet. Die Traggestelle 
der Module werden entweder geschraubt oder 
gerammt, so dass lediglich eine punktuelle und 
fundamentfreie Bodenverankerung erfolgt. Die 
Versiegelung der Flächen liegt damit deutlich un-
ter 2 % der Sondergebietsfläche. 
Die Module überdecken Flächen auf 54,66 %. 
Entsprechend wurde eine GRZ von 0,55 im B-
Plan festgesetzt. Diese überschreitet die Emp-
fehlungen des BUND in SH, nicht mehr als 50 % 
der Gesamtfläche sollen mit Modulen überdeckt 
werden, lediglich um 5 %. 
 
 
 
Die Reihenabstände sollen 3,4 m betragen. Eine 
übermäßige Beschattung kann aber auch bereits 
über die Einhaltung der Mindesthöhe (0,8 m) 
vermieden werden. Hierzu führen HERDEN et al 
(2009) an: „Die heute nahezu in allen Vorhaben 
realisierte Mindesthöhe der Module von rd. 0,8 - 
1 m über Grund bedingt, dass durch Streulicht in 
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wirkt, kann Insekten und Wasservögel dazu ver-
leiten, dort zu landen, was zu Verletzungen und 
Tod der Tiere führen kann. Das Kollisionsrisiko 
von Vögeln mit den PV-Modulen wird zwar als 
insgesamt gering eingeschätzt, unter besonders 
ungünstigen Umweltbedingungen ist es jedoch 
nicht auszuschließen (Herden et al. 2009). Ein 
breiterer Reihenabstand erleichtert auch die 
Pflege des Bewuchses zwischen den Reihen, 
was bei einer Pflegedauer von 20 bis 30 Jahren 
erhebliche Betriebskostenvorteile mit sich 
bringt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mindestens 80 cm Abstand der Modulvorder-
kante zum Boden 
Der Mindestabstand der Unterkante der Mo-
dule zum Boden sollte 80 cm betragen, damit 
genügend diffuses Licht und Niederschlag auf 
den Boden fällt, was die Beeinträchtigung des 
Bewuchses durch Beschattung verringert (Her-
den et al. 2009). Eine höhere Aufständerung er-
möglicht auch einen späteren Mahdtermin, da 
die unterste Modulreihe nicht so schnell durch 
Aufwuchs verschattet wird. Auch bei einer Be-
weidung mit Schafen sollte die Mindesthöhe 80 
cm betragen, da es sonst passieren kann, dass 
sich die Schafe an den Kanten den Rücken ver-
letzen. Außerdem können sonst nur die Lämmer 
darunter durchlaufen und werden dabei vom 
Mutterschaf getrennt, was zu Unruhe und Hek-

alle Bereiche unter den Modulen ausreichend 
Licht für die pflanzliche Primärproduktion ein-
fällt.“ 
Als potentielle Störeffekte von Solarflächen auf 
rastende und ziehende Vogelarten werden vor 
allem Reflexionen und Spiegeleffekte durch die 
PV-Oberflächen vermutet (HERDEN et al, 2009). 
Die Theorie besagte, dass Vögel, v.a. wasseras-
soziierte und wasserabhängige Vogelarten, die 
Blendung von Sonnenkollektoren mit der Ober-
fläche eines Sees („Lake-Effect“) verwechseln 
und mit tödlichen Folgen landen. Durch den Ein-
satz entspiegelter PV-Module lässt sich die Refle-
xion polarisierter Lichtanteile deutlich reduzie-
ren (HERMANN et al, 2023). 
Eine weitere Annahme, dass insbesondere Insek-
ten durch Lichtreflexion und -polarisation ange-
lockt und auf den Moduloberflächen aufgrund 
hoher Temperaturen verenden könnten, ist 
ebenfalls nach aktuellem Stand der Forschung 
nicht belegt. Untersuchungen (PESCHEL & 
PESCHEL, 2025) zeigen, dass die Oberflächen-
temperaturen von PV-Modulen in der Regel 
nicht höher sind als die anderer sonnenexponier-
ter Oberflächen wie Asphalt oder Steine. Die 
meisten Insekten verfügen zudem über Wärme-
sensoren und meiden zu heiße Oberflächen ak-
tiv. Ein erhöhtes Risiko für Insektenverluste 
durch Hitzeentwicklung auf PV-Modulen konnte 
bisher wissenschaftlich nicht nachgewiesen wer-
den. Die Angaben sind dem Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrag zu entnehmen (vgl. AFB 
25.161). 
 
 
 
Die vorgesehene Modulunterkante befindet sich 
0,8 m über dem gewachsenen Boden und ent-
spricht damit den „Anforderungen an Planung 
und Bau von naturverträglichen Solar-Freiflä-
chenanlagen“ (Stand: Juni 2021). 
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tik unter den Tieren führen kann (LfL-Informa-
tion, Beweidung von Photovoltaik-Anlagen mit 
Schafen, 2019). 
 
Anlage und Pflege der Fläche sind auf die Erhö-
hung der biologischen Vielfalt auszurichten 
Um die biologische Vielfalt zu erhöhen, sind die 
Flächen standortspezifisch zu optimieren. Eine 
eventuell vorhandene Drainage sollte stillgelegt 
werden, um eine Wiedervernässung der Fläche 
zu erreichen. Dadurch wird der Anteil der orga-
nischen Substanz im Oberboden erhöht und zu-
sätzlich CO2 gebunden. Die Flächen sind als ex-
tensives, nährstoffarmes Grünland zu entwi-
ckeln und entsprechend zu bewirtschaften. Sie 
sollten standortgerecht mit regionalem Wild-
pflanzen-Saatgut eingesät werden. Ein ange-
passtes ökologisches Pflegekonzept, z.B. Schaf-
beweidung oder Mahd mit Abräumen des Mäh-
gutes, hilft die Artenvielfalt zu verbessern. Dün-
gemittel, Pestizide sowie Chemikalien zur Mo-
dulreinigung sind auszuschließen. Ebenfalls aus-
geschlossen sind ein Umbruch der Flächen, das 
Walzen sowie Maßnahmen zur Entwässerung 
der Flächen. Für die Mahd sollte eine insekten-
freundliche Mahdtechnik, z.B. Balkenmäher, 
eingesetzt werden. Die Artenvielfalt innerhalb 
der Anlage kann zusätzlich durch Habitatstruk-
turen wie Kleingewässer, Totholzhaufen, Roh-
bodenstellen u.ä.m. gesteigert werden. Heimi-
sche Sträucher oder Hecken fügen die Anlage in 
die Landschaft ein und schaffen Vogelnistplätze. 
 
 
Solarthermie-Freiflächenanlagen 
Bei Solarthermie-Freiflächenanlagen sind 
Schutzmaßnahmen gegen das Austreten der 
wassergefährdenden Wärmetauscherflüssigkeit 
vorzusehen. Alle im Boden verlegte Rohrleitun-
gen sind mit einem Leckage-Überwachungssys-
tem auszustatten. 
 
Ausgleichsflächen und -maßnahmen 
Die notwendigen Ausgleichsflächen und -maß-
nahmen sollten in Verbindung mit der Fläche 
der Solaranlage stehen und dem Biotopverbund 
dienen. Die Schaffung von zusätzlichen Habi-
tatstrukturen sollten als Ökopunkte angerech-
net werden. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Zur Erhöhung der biologischen Vielfalt sind ne-
ben dem Erhalt von Biotopstrukturen (Knicks) 
ebenfalls die Neuanlage von Knicks im Geltungs-
bereich vorgesehen. 
Zwischen Knicks und Einzäunung sollen zudem 
Saum- und Krautstrukturen entwickelt werden. 
In der zukünftigen PV-Freiflächenanlage, auf bis-
her intensiv bewirtschafteten Acker, ist die Ent-
wicklung von Extensivgrünland geplant. Für die 
Entwicklung von Säumen und extensivem Grün-
land ist Regiosaatgut zu verwenden. Die Pflege 
und Bewirtschaftung dieser Flächen sind hin-
sichtlich Mahd und Beweidung eingeschränkt 
und der Einsatz von Düngemittel und Pflanzen-
schutz, Umbruch ausgeschlossen. Das Mähgut 
wird abgefahren. 
Die Gehölzanpflanzungen sollen mit standortge-
rechten, heimischen Arten entsprechend der 
„Liste typischer Gehölzarten Schleswig-Holstei-
nischer Knicks“ in den „Durchführungsbestim-
mungen zum Knickschutz“ (MELUR, 2017) erfol-
gen. 
Totholz (abgestorbene Stämme) verbleibt so-
weit möglich in den Knickstrukturen als Habitat 
für Wildbienen, Vögel und Insekten. Lesesteine 
dürfen ebenfalls abgelegt werden (siehe Maß-
nahmenblätter zum LBP 25.212). 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellung-
nahme zur Kenntnis" 
 
 
 
 
 
 
Mit den geplanten Kompensationsmaßnahmen, 
die im LBP 25.212 beschrieben sind, kann der 
Eingriff innerhalb des Geltungsbereichs voll-
ständig ausgeglichen werden. 
Zudem ist als artenschutzrechtliche CEF-
Maßnahme für zwei Feldlerchen-Brutreviere au-
ßerhalb des Plangebietes auf 4,1 ha Fläche vor-
gesehen. Sollte im Rahmen eines Monitorings 
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Monitoring und Effizienzkontrolle 
Nach § 4c Satz 1 BauGB sind die Gemeinden 
grundsätzlich verpflichtet, die erheblichen Um-
weltauswirkungen, die auf Grund der Durchfüh-
rung der Bauleitpläne eintreten, zu überwa-
chen. Die von der Gemeinde geplanten und 
durchgeführten Überwachungsmaßnahmen 
sind im Umweltbericht zu beschreiben. Die Er-
gebnisse sind der Unteren Naturschutzbehörde 
unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 
 
Rückbau sicherstellen 
Nach § 9 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde im 
Bebauungsplan festsetzen, dass die zulässige 
Nutzung nur für eine bestimmte Zeitdauer zuge-
standen wird. Eine Rückbauverpflichtung erfolgt 
daraus aber nicht. Es ist zu empfehlen, eine 
Rückbauverpflichtung in einem begleitenden 
städtebaulichen Vertrag zu verankern. Die Ver-
pflichtung sollte explizit alle Einrichtungen 
(Zaun, Kabel, Fundamente etc.) umfassen. Zu-
sätzlich kann auch die Absicherung über eine 
Bürgschaft oder Dienstbarkeit getroffen wer-
den. 
 
Bürgerbeteiligung vorsehen 
Um die Akzeptanz in der Bevölkerung für die 
Planung und den Bau von Solaranlagen zu ge-
währleisten, sollte die Öffentlichkeit frühzeitig 
informiert und beteiligt werden. Eine finanzielle 
Teilhabe der lokalen Bevölkerung ist anzustre-
ben. Nach §6 des Erneuerbaren Energie Geset-
zes können Standortgemeinden pro Kilowatt-
stunde 0,2 ct. erhalten. Mehr zu diesem Thema 
findet sich unter folgendem Link: 
 

eine erfolgreiche Wiederansiedlung der Feldler-
che in der zukünftigen PV-Freiflächenanlage er-
folgen, kann auf diese externe Maßnahme ver-
zichtet werden. 
Die Maßnahmen zum Erhalt und die Kompensa-
tionsmaßnahmen werden in Maßnahmenblät-
tern festgelegt, die Gegenstand eines Durchfüh-
rungsvertrags zwischen Gemeinde und Vorha-
benträger sein werden. Eine Anrechnung als 
Ökopunkte ist aktuell nicht vorgesehen. 
Die im B-Plan bestehenden und insbesondere 
die geplanten Knicks dienen dabei dem Bio-
topverbund, indem diese isolierte Lebensräume 
miteinander vernetzen und zusätzliche Habi-
tatstrukturen entstehen. 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist unter 
Punkt 4 der textlichen Festsetzung folgenden 
Vorgabe amitaufgenommen: „Die auf Grundla-
gen dieser Satzung errichteten Anlagen, Neben-
anlagen und Nutzungen sind innerhalb eines Jah-
res nach Beendigung der Energiegewinnung - 
auch bei Aufgabe von Teilen von Anlagen, Ne-
benanlagen und Nutzung – jeweils vollständig 
zurückzubauen und in vollem Umfang in eine 
landwirtschaftliche Nutzung zu überführen.“ 
 
 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
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https://sonne-sammeln.de/kommunen/varian-
ten-der-beteiligung/ 
 
Zu Ihrer Information hänge ich die Handrei-
chung an. 
 
Die Flächen werden z.Z. intensiv landwirtschaft-
lich genutzt. In den Unterlagen steht: „Die land-
wirtschaftlichen Ackerflächen verfügen über 
eine geringe Bedeutung für den Landschafts-, 
Natur- und Artenschutz. Die geplante Folgenut-
zung lässt daher keine Verschlechterung für den 
Natur- und Artenschutz erwarten. Vielmehr 
kann durch eine angepasste Bewirtschaftung 
der Sonderbaufläche eine Steigerung der natur-
schutzrechtlichen Belange einiger Schutzgüter 
auf den Flächen des Geltungsbereichs resultie-
ren. Im Hinblick auf das Landschaftsbild sollen 
die Flächen durch Pflanzungen aus standorthei-
mischen Gehölzen eingegrünt werden. Östlich 
außerhalb des Geltungsbereichs befindet sich 
eine Biogasanlage sowie eine Tierhaltungsan-
lage. Beide Anlagen sind durch bestehende Ge-
hölzstrukturen eingegrünt.“ (S. 13 Begrün-
dungsteil). 
 
Hierzu merkt der BUND an: Die sich vor Ort be-
findlichen Knicks/Gehölzstrukturen wirken ver-
nachlässigt und könnten durch bessere Pflege 
und vielfältigere Anpflanzungen aufgewertet 
werden. Dafür müsste es ein verbindliches Mo-
nitoring geben, denn was z.Z. an Grünstruktu-
ren vorhanden ist lässt nicht erwarten, dass 
Festsetzungen im Textteil des B-Plans auch ein-
gehalten werden. Wer soll also in Zukunft das 
Monitoring übernehmen? Das muss verbindlich 
festgelegt werden. 
 
 
 
 
 
 
Darüber hinaus steht zu befürchten, dass die in-
tensive Landwirtschaft (vermutlich Maisanbau) 
nun an anderer Stelle erfolgen wird, denn die 
Biogasanlage braucht ja weiterhin Betriebsstoff. 
In Zukunft wird es also eine PV Freiflächenan-
lage zusätzlich geben, die die landwirtschaftli-
che Fläche um die 12 ha weiter verknappt. 
Langfristig wird dieses Vorgehen katastrophale 
Folgen für die Landwirtschaft haben, denn der 

 
 
 
 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grundsätzlich ist zu beachten, dass in Schleswig-
Holstein die Knickpflege gesetzlich durch das 
Landesnaturschutzgesetz (§ 21 LNatSchG) gere-
gelt wird. 
Im vorliegenden Fall wird der B-Plan als Satzung 
von der Gemeinde beschlossen, so dass die Kon-
trolle der grünordnerischen Auflagen zunächst 
im Verantwortungsbereich der Gemeinde liegt. 
Abweichungen zur Zuständigkeit sind im Durch-
führungsvertrag zwischen der Gemeinde und 
dem Vorhabenträger zu regeln. 
Im Maßnahmenblatt A soll die Pflege der Knicks 
gemäß den Durchführungsbestimmungen zum 
Knickschutz (sog. Knickerlass) erfolgen. Fehlstel-
len im Knick sind zeitnah durch heimische Ge-
hölze nachzupflanzen. 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
 
 
 
 
 
 
 

https://sonne-sammeln.de/kommunen/varianten-der-beteiligung/
https://sonne-sammeln.de/kommunen/varianten-der-beteiligung/
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Gewinn aus landwirtschaftlicher Produktion 
kann mit den Erträgen aus der Energiewirt-
schaft nicht mithalten. Die Gemeindevertre-
ter*innen sollten sich darüber im Klaren sein, 
dass ihre Entscheidung für eine F-Plan-Ände-
rung und für eine Freiflächen-PV-Anlage lang-
fristig negative Folgen für die Landwirtschaft 
hat. Wenn die Gemeinde nicht am Gewinn der 
Stromerzeugung beteiligt wird und keine ökolo-
gisch vorbildliche Ausgestaltung der PV-Anlage 
durchsetzen kann, sollte sie dem Projekt nicht 
zustimmen. Folgende Tipps für die Gemeinde 
hat der BUND SH erarbeitet: 
 
Was die Gemeinde sollte 
Die Gemeinde sollte 
 

• keine überstürzten Entscheidungen 
treffen, 

• Wissen aufbauen und Erfahrungen sam-
meln (Vorträge, Literatur, Besichtigun-
gen), 

• die Bürger*innen umfassend informie-
ren, denn öffentliche Akzeptanz ist be-
sonders wichtig, 

• Win-Win-Situationen anstreben für die 
Gemeinde und ihre Bürger*innen, 

• einen Grundsatzbeschluss fassen und 
öffentlich bekannt machen, dass Solar-
Freiflächenanlagen unter Beachtung be-
stimmter Eckpunkte vorstellbar sind, 

• ein Standortkonzept, möglichst unter 
Einbeziehung der Nachbargemeinden, 
erarbeiten, um geeignete und ungeeig-
nete Flächen zu identifizieren, 

• die Projektentwicklung nach ihren Vor-
stellungen selber in die Hand nehmen 
und die Fläche danach Investoren an-
bieten, die die Vorstellungen der Ge-
meinde akzeptieren, 

• die Solar-Freiflächenanlage z.B. mittels 
eines kommunalen Eigenbetriebs selber 
bauen sowie betreiben und so die ge-
samte Wertschöpfungskette nutzen, 

• Verhandlungen mit dem Antragsteller 
aufnehmen bzgl. Benennung von Refe-
renzobjekten, Anlagengröße, Sitz der 
Gesellschaft (Gewerbesteuereinnah-
men), 

• die Wirtschaftlichkeitsberechnung ge-
nau prüfen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
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• per städtebaulichem Vertrag die Kosten 
für das Standortkonzept und für das B-
Plan- Verfahren zurückfordern, 

 
Fazit: Solar-Freiflächenanlagen nehmen Boden-
flächen in Anspruch und verändern damit Le-
bensräume und das Landschaftsbild. Die Ge-
meinde Bälau sollte gut überlegen, welche Wei-
chenstellungen sie für ein lebenswertes Dorf 
der Zukunft vornimmt. 
 
Wir bitten Sie, die von uns angeführten Argu-
mente bei der Bauleitplanung in Bälau zu be-
achten und um die Zusendung der Abwägungs-
ergebnisse. 
 
Handreichung siehe im Anhang 

 
 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
 
 
 
 
 
„Die Gemeinde Bälau nimmt die Stellungnahme 
zur Kenntnis" 
 
 
 
 

 
 
 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 
 
Vielen Dank und mit freundlichen Grüßen 
 
Ingenieurbüro Prof. Dr. Oldenburg GmbH 
 

 
i.A. Maren Becker 
Projektassistenz 


